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Mechthild Heil spricht im Bundestag zu aktuellem Bundesverfassungsgerichtsurteil:

Hier ein Auszug:

Mit Geld alleine ist nicht jedes Problem zu lösen.
Bargeld stellt weder Erziehungskompetenz noch Verantwortungsbe-
wusstsein sicher, und Geld allein öffnet auch nicht die richtigen langfristi-
gen Perspektiven. Langfristige, gute Perspektiven erreichen wir mit geziel-
ter Bildung. Nur so erhöhen wir die Chancen unseres Nachwuchses auf ge-
sellschaftliche Teilhabe. Ich werbe auch dafür, die Familien mehr als Ganzes
zu sehen.

Der Zusammenhang ist einfach: Geht es den Eltern gut, haben die Eltern
Arbeit und Auskommen geht es auch in den allermeisten Fällen den Kindern
gut.
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Liebe Leserinnen und Leser,

am Montag dieser verkürzten Sitzungswoche erläuterte Bundesar-

beitsministerin Ursula von der Leyen uns in einer Sondersitzung die

geplante Grundgesetzänderung, mit der die Zusammenarbeit zwi-

schen Bund und Kommunen in den ARGEn und eine Ausweitung

des Optionsmodells rechtlich abgesichert werden sollen.

Ich begrüße dies sehr. Es hat sich gezeigt, dass die Kommunen nah

bei den Menschen sind. Diese Kompetenz sollten wir nutzen. Daher

plädieren CDU und CSU für eine Wahlfreiheit der Kommunen. Die

Kommunen sollten für sich entscheiden können, ob sie in ver-

trauensvoller Kooperation mit der Bundesagentur für Arbeit oder in

Eigenregie die Hilfe aus einer Hand organisieren wollen. Entschei-

dend für die Wahl der Organisationsform sollte stets das optimale

Ergebnis zum Wohl der Menschen vor Ort sein. Auch die dritte

Form, die so genannte „getrennte Aufgabenwahrnehmung“, bei der

die Arbeitsagenturen für die grundlegende Betreuung, die Vermitt-

lung in Arbeit sowie für die Auszahlung des Regelsatzes zuständig

sind und die Kommunen für die weiteren Hilfen und die Kosten der

Unterkunft, bleibt weiter möglich. Damit sind beide in unserer Regi-

on betriebenen Modelle – die ARGE im Kreis Mayen-Koblenz, die ge-

trennte Aufgabenwahrnehmung im Kreis Ahrweiler – durch die an-

stehende Grundgesetzänderung jeweils in ihrem Bestand gesichert.

Ihre

Dieser Tage sehe ich eine eigentümliche
Szene immer wieder in Berlin: ein Mann
steht neben seinem Auto, hebt die Arme
und lässt diese rhythmisch heruntersau-
sen. Seine Hände umklammern dabei ei-
nen t-förmigen Griff, einen Spaten. Was
macht der nur? Ich bin hier in einer
Großstadt und es ist Winter. Ein unge-
wöhnlich schneereicher Winter für hie-
sige Verhältnisse. Die Gehsteige sind
von dem festgetretenen Schnee der let-
zen Wochen spiegelglatt. Der Mann
haut mit dem Spaten den dicken Eisbe-
lag auf dem Gehsteig klein. Weder
Schneeräumen noch Salz streuen ken-
nen die Berliner, aber Eishacken. Wirk-
lich eigentümlich. Das begegnet mir
jetzt hier in Berlin immer wieder. Wo
kriegen die nur alle die Spaten her? Aber
ja. Klar. In den Baumärkten sind die
Schlitten ausverkauft – und die Spaten
stehen genau neben dem leeren Schlit-
ten-Regal…
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100 erfolgreiche Tage
für Deutschland
Die christlich-liberale Bundesregierung hat in den ers-
ten drei Monaten die Politik der Krisenbekämpfung ent-
schieden und erfolgreich fortgesetzt, gleichzeitig aber
auch neue politische Spielräume genutzt, die sich durch
den Koalitionswechsel ergeben haben. Insbesondere
unser wachstumsstimulierendes Sofortprogramm wäre
mit der SPD nicht möglich gewesen.

Wir haben vor dem Hintergrund der schweren Wirt-
schaftskrise keine Zeit verloren und die Regelungen zur
Kurzarbeit verlängert, so dass den Arbeitgebern, die
trotz unsicherer Erwartungen keine Entlassungen vor-
nehmen, Planungssicherheit gegeben wird. Ohne eine
solche neue Regelung würde die Bezugsfrist für Kurzar-
beit, die 2010 begonnen wird, lediglich maximal sechs
Monate betragen. Ebenfalls fortgeführt werden die be-
sonderen Erleichterungen im Bereich der Kurzarbeit, so
z. B. die Erstattung der Sozialversiche-rungsbeiträge.

Mit dem Sozialversicherungsstabilisierungsgesetz
spannen wir einen weiteren Schutzschirm für Arbeit-
nehmer und Arbeitgeber. Ohne dieses Gesetz müssten
die Beiträge in der Kranken- und Arbeitslosenversiche-
rung steigen, was angesichts der ohnehin schon hohen
Belastungen der Unternehmen zahlreiche Entlassungen
zur Folge hätte.

Dank unserer Politik ist es gelungen, den Anstieg der
Arbeitslosigkeit in der Krise auf ein Minimum zu be-
grenzen. Kein anderes Industrieland hat infolge der
weltweiten Wirtschaftskrise einen stabileren Arbeits-
markt als wir.

Mit dem Wachstumsbeschleunigungsgesetz haben wir
weitere Entlastungen für Bürgerinnen und Bürger
durchgesetzt sowie wichtige Wachstumsimpulse gege-
ben. Besondere Nutznießer dieser Maßnahmen sind die
Familien. Dank der Steuersenkungen und gleichzeitiger
Erhöhung des Kindergeldes und der Kinderfreibeträge
haben sie seit Januar dieses Jahres deutlich mehr Geld
in der Tasche. So kann etwa eine vierköpfige Familie mit
einem Haushaltseinkommen von 54.000 Euro über rund
1.600 Euro mehr verfügen.

Zudem erleichtern es die steuerpolitischen Neurege-
lungen im Bereich der Unternehmens-, Gewerbe- und
Erbschaftssteuer den Unternehmen, mit den Auswir-
kungen der Krise fertig zu werden.

Auch in anderen Bereichen ist die christlich-liberale
Koalition auf gutem Weg: Wir haben vereinbart, die In-
vestitionen in Bildung und Forschung und damit in den
Schlüssel zu unserer Zukunft weiter zu erhöhen. Durch
Reformen im Gesundheitssystem werden wir dafür sor-
gen, dass weiterhin jeder Bewohner unseres Landes Zu-
gang zu einer hervorragenden medizinischen Versor-
gung zu bezahlbaren Preisen hat.

Wir haben klare Ziele und feste Überzeugungen. Wir
sind fest entschlossen, unser Land durch mutige Politik
auf die neuen Herausforderungen vorzubereiten.

Der Euro muss
stabil bleiben
Mit Sorge betrachten wir die aktuelle wirtschaftliche
und finanzpolitische Entwicklung in Griechenland. Die
Neuverschuldung des griechischen Staatshaushalts hat
mit 13 Prozent des Bruttoinlandsprodukts einen Re-
kordstand erreicht. Die Europäische Kommission hat
Griechenland der verschärften haushalts- und wirt-
schaftspolitischen Überwachung unterstellt. Die EU-
Kommission leitete wegen geschönter statistischer An-
gaben ein Vertragsverletzungsverfahren ein. Die An-
nahme der Maßnahmen der Kommission ist für den
nächsten Finanzministerrat am 16. Februar terminiert.

Bis 2012 hat Griechenland Zeit, sein gravierendes
Staatsdefizit in den Griff bekommen. Einschneidende
Strukturreformen sind hierfür unabdingbar. Die Regie-
rung in Athen muss das Staatsdefizit nun in den kom-
menden zwei Jahren unter die Marke von drei Prozent
drücken, um den europäischen Stabilitäts- und Wach-
stumspakt wieder einzuhalten und in seiner Wettbe-
werbsfähigkeit zu den anderen Mitgliedern der Eurozo-
ne aufzuschließen.

Diese Fristverlängerung bis 2012 geht einher mit der
Einleitung des verschärften Defizitverfahrens. Danach
muss Athen jetzt alle zwei bis drei Monate in Brüssel
über seine haushaltspolitische Entwicklung Bericht ers-
tatten. Sollte das Ziel verfehlt werden, drohen harte
Sanktionen.

Das entschiedene Vorgehen der EU-Kommission zeigt
Wirkung. Portugal hat im Kampf gegen sein Haushalts-
defizit ebenfalls entschlossene Schritte angekündigt.
Die Regierung in Lissabon hatte im vergangenen Jahr
mit einem Defizit von 8 Prozent des Bruttoinlandspro-
dukts zu kämpfen.

Nur mit einer stabilitätsorientierten Haushaltspolitik al-
ler Mitgliedstaaten der Eurozone können wir den Euro
stabil halten. Diese Einsicht muss auf den anstehenden
Treffen der EU-Staats- und Regierungschefs und der EU-
Finanzminister noch einmal sehr deutlich gemacht wer-
den.

Die Voraussetzungen hierfür sind in der Eurozone ver-
gleichsweise besser als andernorts. Während der Inter-
nationale Währungsfonds für Länder wie die USA und
Japan für 2010 Haushaltsdefizite von 10 Prozent erwar-
tet, werden für den Euroraum nur 6 Prozent prognosti-
ziert.

Damit hebt sich unser Wirtschaftsraum vorteilhaft von
den beiden großen Ländern ab. Wie wichtig eine solide
Haushaltspolitik ist, zeigt gerade die Diskussion darü-
ber, ob die USA mittel- bis langfristig die Spitzennote
für die Bonität ihrer Staatsanleihen verlieren könnten.
Dies hätte zur Folge, dass die USA höhere Zinsen für
neue Staatsanleihen zahlen müsste.

Dies alles zeigt, der Euro hat gute Chancen, eine harte
Währung zu bleiben.
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Besuchen in Berlin und London zugesagt hat, für Fort-
schritte in den Bereichen gute Regierungsführung,
Menschenrechte und bei Korruptionsbekämpfung zu
sorgen. Das jetzt zu beratende Mandat des Deutschen
Bundestages soll bis zum 28. Februar 2011 gelten. Die
völkerrechtliche Grundlage des Mandats ist ein ent-
sprechender Beschluss des Sicherheitsrats der UN.

Mit ihrem Bericht zur Strategie der Bundesregierung
zur Internationalisierung von Wissenschaft und For-
schung wird uns die Bundesregierung über die bisheri-
gen Aktivitäten der unter Federführung von Bundesmi-
nisterin Annette Schavan entwickelten ressortübergrei-
fenden Internationalisierungsstrategie informieren. Ziel
der Strategie ist es, den Forschungsstandort Deutsch-
land für die Besten der Welt attraktiv zu machen, die
Bildungs- und Forschungszusammenarbeit im europä-
ischen Rahmen zu intensivieren, international bei der
Lösung globaler Probleme enger zu kooperieren sowie
die Zusammenarbeit mit Entwicklungs-, und Schwellen-
länder im Bereich von Wissenschaft und Forschung zu
intensivieren.
iese Woche im Parlament
n dieser Woche wird der Antrag der Bundesregierung
ur Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter deutscher
treitkräfte am Einsatz der Nato-geführten Internatio-
alen Sicherheitsunterstützungstruppe in Afghanis-
an in den Deutschen Bundestag eingebracht. Durch
as neue Mandat wird sich der militärische Beitrag
eutschlands künftig noch stärker als bisher auf die
usbildung der afghanischen Sicherheitskräfte und den
chutz der afghanischen Bevölkerung konzentrieren.
azu werden wir die Mandatsobergrenzen auf 5.350
oldaten anheben, wovon 350 Soldaten als flexible Re-
erve vorgehalten werden.

er Bundesminister des Auswärtigen hat in seiner Re-
ierungserklärung zu Afghanistan über die Ergebnisse
er internationalen Afghanistan-Konferenz vom 28. Ja-
uar 2010 in London berichten. An der Konferenz haben
ußenminister von 80 Staaten und internationale Or-
anisationen teilgenommen.

as internationale Engagement in Afghanistan wird nur
ann erfolgreich sein können, wenn auch die afghani-
che Regierung ihren Beitrag leistet. Aus diesem Grund
ar es wichtig, dass Präsident Karzai bei seinen
Mehr als eine Million Arbeitsplätze durch Kurzarbeit
und flexible Arbeitszeiten gesichert
Dank flexibler Arbeitszeiten und des Instruments der Kurzarbeit sind in Deutschland 2009 rund 1,2
Millionen Jobs gesichert worden. Insgesamt ist die durchschnittliche Jahresarbeitszeit krisenbedingt
um 3,2 Prozent zurückgegangen.

Die Zahl der Kurzarbeiter stieg 2009 sprunghaft an und lag im Jahresdurchschnitt über einer Million.
Bei ihnen fiel gut ein Drittel der normalen Arbeitszeit aus. Auf alle Arbeitnehmer umgerechnet war-
en es jährlich 15,5 Arbeitsstunden, nach 1,8 Stunden im Jahr 2008. Der Stand auf den Arbeitszeit-
konten ist im Jahresverlauf 2009 um 9,3 Stunden je Arbeitnehmer abgeschmolzen. Kräftig abge-
nommen hat auch die bezahlte Mehrarbeit. Je Arbeitnehmer wurden 13 bezahlte Überstunden we-
niger geleistet als im Jahr 2008.

(Quelle: Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung)

Investitionen in Bildung bringen höhere Rendite als Aktien
Investitionen in Bildung lohnen sich deutlich mehr als bisher angenommen. Wer während einer längeren und aufwendige-
ren Ausbildung auf mögliches Gehalt verzichtet, erhält später umso mehr, in Einzelfällen sogar doppelt so viel. Im Durch-
schnitt liegen die privaten Bildungsrenditen bei sechs bis zehn Prozent und damit höher als die durchschnittlichen Renditen
der meisten Geldanlageformen. Zudem senkt ein höheres Ausbildungsniveau das Risiko der Arbeitslosigkeit signifikant.
Auch der Staat erhält über höhere Steuereinnahmen eine Bildungsrendite von durchschnittlich 7 Prozent.
(Quelle: Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung)

Wirtschaftsleistung expandiert im Schlussquartal 2009
Die Wirtschaftsleistung wächst deutlich und anhaltend. Wie schon im dritten Quartal beträgt die Zuwachsrate für das sai-
son- und kalenderbereinigte Bruttoinlandsprodukt Ende vergangenen Jahres 0,6 Prozent. Die Industriesektoren (Produzie-
rendes Gewerbe ohne Bau) wachsen dabei mit 1,6 Prozent am deutlichsten und sind maßgeblich für die Aufwärtsbewegung
verantwortlich. Auch für den Bereich „Handel, Gaststätten und Verkehr“ zeichnet sich ein Wachstum von 0,7 Prozent ab.
(Quelle: Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung)


